
Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen 

 
(§§ 123 und 124 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen bzw. § 6e EU VOB/A, 

§ 5 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW und § 19 Mindestlohngesetz) 
 
 
(1) Mir ist bekannt, dass die öffentliche Auftraggeberin / der öffentliche Auftragge-

ber ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teil-
nahme ausschließt, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Ver-
halten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 
1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des 

Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),  

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teil-
nahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung 
finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder 
teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat 
nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen,  

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig er-
langter Vermögenswerte),  

4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den 
Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,  

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat ge-
gen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die 
von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,  

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftli-
chen Verkehr),  

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandats-
trägern),  

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Beste-
chung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Aus-
ländische und internationale Bedienstete),  

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Be-
stechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationa-
lem Geschäftsverkehr) oder  

10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a 
des Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels).  

 
Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 
1 stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den ver-
gleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. 

 
Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zu-
zurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verant-
wortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsfüh-
rung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.  
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(2) Mir ist bekannt, dass die öffentliche Auftraggeberin / der öffentliche Auftragge-
ber ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teil-
nahme ausschließt, wenn 
1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben 

oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies 
durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsent-
scheidung festgestellt wurde oder  

2. die öffentliche Auftraggeberin / der öffentlichen Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nr.1 nachweisen 
kann.  

 
 
(3) Mir ist weiterhin bekannt, dass die öffentliche Auftraggeberin / der öffentliche 

Auftraggeber ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von 
der Teilnahme ausschließen kann, wenn 
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich ge-

gen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen versto-
ßen hat,  

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unterneh-
mens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt 
oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liqui-
dation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat,  

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine 
schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unterneh-
mens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 GWB bzw. § 6 e EU Abs. 3 VOB/A 
ist entsprechend anzuwenden,  

4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, 
dass das Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen 
hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbe-
werbs bezwecken oder bewirken,  

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, 
der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auf-
traggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens be-
einträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maß-
nahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,  

6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen be-
reits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese 
Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende Maß-
nahmen beseitigt werden kann,  

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines 
früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fort-
dauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,  

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien ei-
ne schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten 
hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln, 
oder   
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9. das Unternehmen  
a. versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers 

in unzulässiger Weise zu beeinflussen,  
b. versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzu-

lässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder  
c. fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, 

die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich 
beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu 
übermitteln. 

 
 
(4) Ich erkläre hiermit, dass  

• keine Gründe vorliegen, die meinen Ausschluss von der Teilnahme am 
Vergabeverfahren gem. §§ 123 und 124 GWB bzw. § 6e EU VOB/A  
rechtfertigen,  

• keine Verfehlungen vorliegen, die zu einem Eintrag in das  
Vergaberegister nach § 5 des Korruptionsbekämpfungsgesetzes NRW 
führen könnten.  

• dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Abs. 1 des 
Mindestlohngesetzes nicht vorliegen. Die Vorgaben zum Mindestlohn 
nach dem Tariftreue- und Vergabegesetz NRW (TVgG NRW) bleiben 
hiervon unberührt. 

 
 
(5) Mir ist bekannt, dass die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu meinem  

Ausschluss vom Vergabeverfahren sowie zur fristlosen Kündigung eines etwaig  
erteilten Auftrages wegen Verletzung einer vertraglichen Nebenpflicht aus  
wichtigem Grunde führen und eine Meldung des Ausschlusses und der  
Ausschlussdauer an die Informationsstelle/das Vergaberegister nach sich ziehen 
kann. 

 
 
(6) Ich erkläre hiermit, dass ich der öffentlichen Auftraggeberin / dem öffentlichen 

Auftraggeber jeglichen Nachunternehmereinsatz mitteilen und die vorstehende 
Erklärung auch von Nachunternehmern fordern und auf Anforderung des Auf-
traggebers vorlegen werde. 

 
 
(7) Mir ist bekannt, dass sich die Auftraggeberin / der Auftraggeber vorbehält, zur 

weiteren Prüfung konkrete Nachweise zu fordern und dass er die Erteilung des 
Auftrags von der Vorlage dieser Nachweise abhängig machen kann. 

 
 
(8) Ich verpflichte mich, Änderungen an den vorgenannten Erklärungen  

unverzüglich mitzuteilen. 
 

 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_text_anzeigen?v_id=2820131014143952768#det337227
https://www.gesetze-im-internet.de/milog/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/milog/__19.html

